Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/422 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. Mai 1962 

6 — 35203 — 5440/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung des 
Artikels 64 Abs. 2 des Saarvertrages 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Abdruck des Protokolls über die Zusammenkunft des 
deutsch-französischen Gemischten Regierungsausschusses liegt 
diesem Schreiben bei. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 11. Mai 1962 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr Hans Hegei, 

Bad Godesberg, Goethestr, 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 



Drucksache IV/422 Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung des Artikels 64 Abs. 2 des Saarvertrages 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Die in der Anlage 21 zum Vertrag vom 27. Okto- 
ber 1956 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik zur Regelung der 
Saarfrage (Bundesgesetzbl. II S. 1587) aufgeführten 
Waren bleiben im Rahmen der in Artikel 63 dieses 
Vertrages vorgesehenen zolltariflichen Kontingente 
während der Geltungsdauer der durch Kapitel IV 
dieses Vertrages geschaffenen Regelung zollfrei. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 6. Juli 1962 in Kraft. 
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Drucksache IV/422 


Begründung 


I. Im allgemeinen 

Wegen der engen wirtschaftlichen Verbindung zwi- 
schen Frankreich und dem Saarland ist in Kapitel IV 
des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S, 1587) eine Sonderregelung getroffen 
worden, um auch nach der wirtschaftlichen Rück- 
gliederung des Saarlandes den saarländisch-franzö- 
sischen Handelsverkehr auf einem möglichst hohen 
Stand zu halten. Nach Artikel 62 letzter Satz des 
Saarvertrages gilt diese Regelung vom Ende der 
Übergangszeit an. Eine zeitliche Begrenzung ist 
nicht vorgesehen. 

Die Sonderregelung sieht vor, daß im Rahmen be- 
stimmter zolltariflicher Kontingente, die vom Ge- 
mischten Regierungsausschuß (vgl. Artikel 68 des 
Saarvertrages) festgesetzt werden, Waren zollfrei 
von Frankreich in das Saarland und umgekehrt ein- 
geführt werden können (vgl. Artikel 63 des Saar- 
vertrages). Nach Artikel 64 Abs. 2 des Saarvertrages 
gewährt die Bundesrepublik Deutschland für die in 
der Anlage 21 zum Saarvertrag aufgeführten, mit 
einem Finanzzoll belasteten Waren die Zollbe- 
freiung zunächst hur für drei Jahre. Nach Ablauf 
dieser drei Jahre hat die Bundesregierung nach 
Artikel 64 Abs. 2 des Saarvertrages zwischen fol- 
genden drei Regelungen zu wählen: 

1. die Aufrechterhaltung der Zollbefreiung wäh- 
rend der Geltungsdauer der durch das Ka- 
pitel IV des Saarvertrages geschaffenen Son- 
derregelung (Artikel 64 Abs. 2 Buchstabe a) ; 

2. für Waren, die nicht nach Nr. 1 weiterhin vom 
Zoll befreit sind, die Übernahme einer kom- 
merziellen Abnahmeverpflichtung durch die 
Bundesrepublik Deutschland oder durch einen 
von ihr zu benennenden Bedarfsträger, voraus- 
gesetzt, daß der normale deutsch-französische 
Warenaustausch hierdurch nicht beeinträchtigt 
wird (Artikel 64 Abs. 2 Buchstabe b) ; 

3. eine Erhöhung des Prozentsatzes, der eine Kür- 
zung der zollfreien Einfuhren vom Saarland 
nach Frankreich zuläßt (Artikel 64 Abs. 2 Buch- 
stabe c in Verbindung mit Artikel 64 Abs. 1 
Buchstabe b). 

Die Bundesregierung soll vor ihrer Entscheidung 
den Gemischten Regierungsausschuß anhören. 

Die Übergangszeit ist laut Bekanntmachung über 
die Beendigung der Übergangszeit im Saarland vom 
30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 401) am 5. Juli 
1959, 24 Uhr beendet worden. Die in Artikel 64 
Abs. 2 vorgesehene dreijährige Frist läuft daher am 
5. Juli 1962 ab. Der Gemischte Regierungsausschuß 
hat empfohlen, die Zollbefreiung aufrechtzuerhal- 
ten. Ein Auszug aus dem Protokoll des Gemischten 
Regierungsausschusses vom 15. Dezember 1961 ist 
der Begründung als Anlage beigefügt. Die Saar- 
regierung hat sich auch für die Beibehaltung der 
Zollbefreiung ausgesprochen. Die Bundesregierung 


hält diese Regelung ebenfalls für die zweckmäßigste 
der drei in Betracht kommenden Möglichkeiten. Da 
nach Ablauf der im EWG-Vertrag vorgesehenen 
Übergangszeit der Warenverkehr zwischen Frank- 
reich und dem Saarland uneingeschränkt zollfrei 
sein wird, handelt es sich bei der Aufrechterhaltung 
der Zollbefreiung auf Grund dieses Gesetzes nur um 
eine befristete Sonderregelung, die mit dem fort- 
schreitenden Abbau der EWG-Binnenzölle immer 
mehr an Bedeutung verlieren wird. Die Übernahme 
einer kommerziellen Abnahmeverpflichtung (vgl. 
oben Nr. 2) würde demgegenüber den Grund- 
sätzen der sozialen Marktwirtschaft widersprechen. 
Sie würde auch wegen der mit ihr verbundenen 
Auflage (keine Beeinträchtigung des normalen 
deutsch-französischen Warenverkehrs) voraussicht- 
lich zu einer größeren finanziellen Belastung des 
Bundeshaushalts führen als der Verzicht auf die 
Zolleinnahmen, weil die abgenommenen Waren 
entweder längere Zeit gelagert oder unter Freistel- 
lung von Zöllen wieder ausgeführt werden müßten. 
Die nach Artikel 64 Abs. 2 schließlich noch mög- 
liche Aufhebung der Zollbefreiung gegen eine ent- 
sprechende Kürzung der zolltariflichen Kontingente 
für zollfreie Einfuhren aus dem Saarland nach 
Frankreich (vgl. oben Nr. 3) sollte im Interesse 
der saarländischen Wirtschaft möglichst vermieden 
werden. 

Für die Aufrechterhaltung der Zollbefreiung ist ein 
Gesetz notwendig, weil Artikel 1 des Zustimmungs- 
gesetzes vom 22. Dezember 1956 in Verbindung mit 
Artikel 64 Abs. 2 des Saarvertrages für die in der 
Anlage 21 aufgeführten Waren nur eine Zollbe- 
freiung bis zum 5. Juli 1962 vorsieht und eine 
andere Rechtsgrundlage für die Zollbefreiung nicht 
vorhanden ist. 

♦ 

Abgesehen von den Einnahmeausfällen auf Grund 
der Zollbefreiung werden dem Bund durch die Aus- 
führung des Gesetzes keine Kosten entstehen. 

II. Im einzelnen 

Zu § 1 

Die Vorschrift bildet die Rechtsgrundlage für die 
Aufrechterhaltung der Zollbefreiung. Die Zollbe- 
freiung beschränkt sich auf Kontingentswaren, die 
vom Gemischten Regierungsausschuß im Rahmen 
des Artikel 63 des Saarvertrages festgesetzt worden 
sind. 

Zu § 2 

Das Gesetz soll auch im Land Berlin Anwendung 
finden. Es enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 3 

Die in Artikel 64 Abs. 2 vorgesehene dreijährige 
Frist läuft am 5. Juli 1962 ab. Das Gesetz muß des- 
halb am 6. Juli 1962 in Kraft treten. 
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Anlage 


Auszug 


Protokoll 

über die Zusammenkunft des deutsch-französischen Gemischten Regierungsausschusses 


Der in Artikel 68 des deutsch-französischen Ver- 
trages zur Regelung der Saarfrage vom 27. Oktober 
1956 vorgesehene Gemischte Regierungsausschuß ist 
in der Zeit vom 12. bis 15. Dezember 1961 in Paris 
zusammengekommen. 

Die beiden Delegationen haben in folgenden 
Punkten Übereinstimmung erzielt: 


3. Waren der Anlage 21 des Vertrages 

Gemäß Artikel 64 Ziffer 2 des Saarvertrages 
hat sich die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland Vorbehalten, nach Ablauf von 3 Jah- 
ren seit Ende der Übergangszeit für die Einfuhr 
der Waren der Anlage 21 des Vertrages in das 


Saarland nach Anhörung des Gemischten Regie- 
rungsausschusses eine der in Artikel 64, Ziffer 2 a, 
2 b und 2 c vorgesehenen Regelungen zu treffen. 

Der Gemischte Regierungsausschuß vertritt die 
Auffassung, daß für alle Waren der Anlage 21 
die bisher gewährte Zollbefreiung aufrecht er- 
halten und damit eine Regelung gemäß Artikel 64 
Ziffer 2 a getroffen werden sollte. Er ist der Mei- 
nung, daß mit dieser Regelung dem in Artikel 62 
des Vertrages niedergelegten Entschluß der bei- 
den Vertragsstaaten, den Handelsverkehr zwi- 
schen dem Saarland und Frankreich auf einem 
möglichst hohen Stand zu halten, am wirksamsten 
entsprochen werden kann. 


GESCHEHEN zu PARIS am 15. Dezember 1961 in 
vier Unterschriften, davon zwei in deutscher und 
zwei in französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


Für die deutsche Delegation: 
Dr. Wrück 


Für die französische Delegation: 
Drillien 
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